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4. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 ff. BauNVO)
hier: Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 und 3 i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO) 

4.1 Maximal zulässige Außenwandhöhen 

Als zulässige Außenwandhöhe gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zur Schnittlinie 
der Außenwand mit der Oberkante der Dachhaut an der Traufseite, bei flach geneigten 
Dächern mit einer Dachaufkantung (Attika) gilt das Maß bis zum oberen Abschluss der 
Außenwand; bei Ausbildung des obersten Geschosses als Staffelgeschoss gilt das Maß 
vom Höhenbezugspunkt bis zur Oberkante Fertig-Fußboden des Staffelgeschosses. 

4.2 Maximal zulässige Gebäudehöhen 

Als maximal zulässige Gebäudehöhe gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zum 
höchsten Punkt der Oberkante der Dachhaut. Technische Aufbauten wie Schornsteine, 
Solaranlagen, Aufzüge, Lüftungsanlagen bleiben unberücksichtigt. 

4.3 Höhenbezugspunkt (Geländeoberfläche im Sinne von § 2 Abs. 5 HBO) 

Höhenbezugspunkt für die Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen ist jeweils die 
Oberkante der Erschließungsstraße (nach Fertigstellung) in der Mitte der Außenwand, die 
der Erschließungsstraße am nächsten liegt. 

Der gebäudebezogene Höhenbezugspunkt ist senkrecht zur Erschließungsstraße zu er-
mitteln. 

Dieser Höhenbezugspunkt ist Geländeoberfläche im Sinne von § 2 Abs. 5 HBO. 

4.4 Ermittlung der zulässigen Grund- und Geschossfläche (§§ 19 ff. BauNVO) 

4.4.1 Flächenanteile von Gemeinschaftsanlagen (§ 21a Abs. 2 BauNVO) 

Zu der für die Ermittlung der zulässigen Grundfläche maßgebenden Grundstücksfläche 
sind die zugehörigen Flächenanteile an außerhalb der einzelnen Baugrundstücke - inner-
halb des Plangebietes - festgesetzten Gemeinschaftsanlagen (Gemeinschaftsstellplätze) 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB hinzuzurechnen. 

4.4.2 Stellplätze und Garagen in Vollgeschossen (§ 21a Abs. 4 Nr. 3 BauNVO) 

Bei der Ermittlung der Geschossfläche bleiben die Flächen von Stellplätzen und Garagen 
in Vollgeschossen unberücksichtigt. 

4.4.3 Hinzurechnung von unterirdischen Garagen (§ 21a Abs. 5 BauNVO) 

In dem mit WA1, W A2 sowie W A3 festgesetzten Flächen kann die zulässige Geschoss-
fläche um die Flächen notwendiger Garagen, die unter der Geländeoberfläche hergestellt 
werden, erhöht werden. 
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I. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB und BauNVO 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Allgemeines Wohngebiet mit Nutzungseinschränkungen   WA1 und WA2 
(§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 4 bis 9 BauNVO) 

Allgemein zulässig sind gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO: 

- Wohngebäude, 

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften so-
wie nicht störende Handwerksbetriebe, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Ausnahmsweise zulässig sind gemäß § 4 Abs. 3 i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO: 

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

- Anlagen für Verwaltungen. 

Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO: 

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

- Gartenbaubetriebe, 

- Tankstellen. 

1.2 Allgemeines Wohngebiet mit Nutzungseinschränkungen   WA3 / WA4 / WA5 / WA6 
(§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 4 bis 9 BauNVO) 

Allgemein zulässig sind gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO: 

- Wohngebäude 

Ausnahmsweise zulässig sind gemäß § 4 Abs. 3 i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO: 

- nicht störende Handwerksbetriebe, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO: 

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften, 

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

- Anlagen für Verwaltungen, 

- Gartenbaubetriebe, 

- Tankstellen. 

2. Zulässigkeit von festgesetzten baulichen Nutzungen (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 

2.1 Zulässigkeit von festgesetzten baulichen Nutzungen in den Gebieten WA3 bis WA6 

Die Errichtung der in den Allgemeinen Wohngebieten WA3 bis WA6 zulässigen baulichen 
Anlagen und die Aufnahme der hier zulässigen Nutzungen ist erst zulässig, wenn 

(1) in den Allgemeinen Wohngebieten WA1 bauliche Anlagen entsprechend der Plan-
zeichnung und der für diese Gebiete formulierten Festsetzungen errichtet sind; als 
errichtet gelten solche bauliche Anlagen, bei denen der Rohbau vollendet ist, das 
Dach errichtet ist und die Fenster eingebaut sind. 

(2) zur Sicherung des dauerhaften Bestandes der abschirmenden Wirkung der in den 
Allgemeinen Wohngebieten WA1 vorgesehenen Riegelbebauung  

(a) im Grundbuch der in den Allgemeinen Wohngebieten WA1 gelegenen Grund-
stücke eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit eingetragen ist, welche die 
Stadt Mörfelden-Walldorf berechtigt, im Falle eines teilweisen oder vollständi-
gen Verfalls bzw. Untergangs der in den Allgemeinen Wohngebieten WA1 vor-
gesehenen Riegelbebauung auf Kosten der Stadt Mörfelden-Walldorf auf den 
Grundstücken in den Allgemeinen Wohngebieten WA1 bis zur Durchführung 
von Erhaltungsmaßnahmen bzw. bis zur (Wieder-) Herstellung der Riegelbe-
bauung temporäre Lärmschutzmaßnahmen zu ergreifen und zu unterhalten. 
Als temporäre Lärmschutzmaßnahmen sind temporäre Lärmschutzwände mit 
einem Schalldämm-Maß von Rw = 25 dB zu errichten; die Höhe der Lärm-
schutzwand muss in der nördlichen als WA1 festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksfläche mindestens 9,50 m über Gelände betragen, in der südli-
chen als WA1 festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche mindestens 
9,00 m über Gelände. Andere temporäre Lärmschutzmaßnahmen sind zuläs-
sig, wenn durch sie gewährleistet ist, dass die Grundstücke in den Wohnge-
bieten WA2 bis WA6 an den zur Bahnlinie hin gelegenen Gebäudefassaden 
mit Lärmimmissionen von maximal 56 dB(A) tags und 58 dB(A) nachts beauf-
schlagt werden. 

(b) im Baulastenverzeichnis für die Grundstücke in den Allgemeinen Wohngebie-
ten WA1 eine Baulast eingetragen ist, wonach der jeweilige Grundstücksei-
gentümer sich verpflichtet, im Falle eines teilweisen oder vollständigen Ver-
falls bzw. Untergangs der hier vorgesehenen Riegelbebauung bis zur Durch-
führung von Erhaltungsmaßnahmen bzw. zur (Wieder-) Herstellung der Rie-
gelbebauung die unter (a) Satz 2 und 3 aufgeführten temporären Lärmschutz-
maßnahmen der Stadt Mörfelden-Walldorf zu dulden.  

(c) die Stadt Mörfelden-Walldorf sich gegenüber dem Kreis Groß-Gerau und et-
waigen Rechtsnachfolgern vertraglich verpflichtet hat, im Falle eines teilwei-
sen oder vollständigen Verfalls bzw. Untergangs der in den Allgemeinen 
Wohngebieten WA1 vorgesehenen Riegelbebauung auf Kosten der Stadt 
Mörfelden-Walldorf auf den Grundstücken in den Allgemeinen Wohngebieten 
WA1 bis zur Durchführung von Erhaltungsmaßnahmen bzw. zur (Wieder-) 
Herstellung der Riegelbebauung die unter (a) Satz 2 und 3 aufgeführten tem-
porären Lärmschutzmaßnahmen zu ergreifen und zu unterhalten.  

2.2 Zulässigkeit von festgesetzten baulichen Nutzungen in dem Gebiet WA2 

Die Errichtung von baulichen Anlagen im Allgemeinen Wohngebiet WA2 ist gleichzeitig mit 
der Errichtung der in den Allgemeinen Wohngebieten WA1 zulässigen baulichen Anlagen 
zulässig, wenn  

(1) die baulichen Anlagen im Allgemeinen Wohngebiet WA2 mit den jeweiligen baulichen 
Anlagen im Allgemeinen Wohngebiet WA1 ein einheitliches Vorhaben bilden; ein ein-
heitliches Vorhaben liegt vor, wenn die baulichen Anlagen eine bauliche Verbindung 
(z.B. eine gemeinsame Tiefgarage) aufweisen, 

(2) die Voraussetzungen der Festsetzung 2.1 (2) erfüllt sind.  

Für Einzelvorhaben in WA2, d.h. für bauliche Anlagen, die kein einheitliches Vorhaben mit 
baulichen Anlagen im Allgemeinen Wohngebiet WA1 bilden, gilt Festsetzung Nr. 2.1. 

3. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

In den mit WA4, WA5 sowie WA6 festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten ist in Wohnge-
bäuden je angefangene 250 m² Grundstücksfläche nur eine Wohnung zulässig. 

Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 49 „Am Walldorfer 
Weg“ gemäß § 2 Abs. 1 BauGB durch die Stadtverordnetenversammlung  

 
am 29.04.2008 

 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und der frühzeitigen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

 
 
am 09.10.2008 

 

Frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB eingeleitet  

 

am 13.10.2008 
 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB in Form 
einer öffentlichen Auslegung  

 
vom 17.10.2008 
bis  05.11.2008 

 
Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB in Form 
einer Bürgerinformationsveranstaltung 

 

am 29.10.2008 
 

Prüfung und Entscheidung über die fristgemäß eingegangenen Stellung-
nahmen zum Vorentwurf gemäß § 4 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 BauGB 

Beschluss des Entwurfes des Bebauungsplanes zur öffentlichen Ausle-
gung durch die Stadtverordnetenversammlung 

 

 

 

am 10.02.2009 
 

Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 

am 19.02.2009 
 
Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes mit Begründung gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB 

 
vom 27.02.2009 
bis 30.03.2009 

 

Beschluss des 2. Entwurfes des Bebauungsplanes zur erneuten öffentli-
chen Auslegung durch die Stadtverordnetenversammlung 

 

 
am 31.03.2009 

 
Behördenbeteiligung zum 2. Entwurf gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingeleitet  

 
am 14.04.2009 

 

Bekanntmachung der erneuten öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 
i.V.m. § 4 a Abs. 3 BauGB 

 

 
am 09.04.2009 

 
Erneute öffentliche Auslegung des 2. Entwurfes des Bebauungsplanes mit 
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 
vom 17.04.2009 
bis 20.05.2009 

 

Eingeschränkte Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 
und § 4 Abs. 2 i.V.m. § 4 a Abs. 3 BauGB eingeleitet  

 

 
am 21.07.2009 

 

Prüfung und Entscheidung über die fristgemäß zu den Entwürfen gemäß 
§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. BauGB sowie gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 
i.V.m. § 4 a Abs. 3 BauGB eingegangenen Stellungnahmen 

Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 49 „Am Walldorfer Weg“ und der bau-
ordnungsrechtlichen Festsetzungen als Satzung gemäß § 10 Abs. 1 
BauGB und § 5 HGO durch die Stadtverordnetenversammlung 

 

 

 

 

 
am 24.08.2009 

 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 49 „Am Walldorfer Weg“ und der 
bauordnungsrechtlichen Festsetzungen durch amtliche Bekanntmachung 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 

 

 
 
am 24.09.2009 

 

Ergänzendes Verfahren gemäß § 214 Abs. 4 BauGB 

Beschluss des Entwurfes des Bebauungsplanes zum Ergänzenden Verfah-
ren und Durchführung der Beteiligungen im Ergänzenden Verfahren nach 
§ 214 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB durch die Stadtverordne-
tenversammlung 

 

 

 
am 27.05.2014 

 
Erneute Behördenbeteiligung zum Entwurf gemäß § 4 Abs. 2 i.V.m. § 4 a 
Abs. 3 BauGB eingeleitet  

 

am 13.06.2014 

 

Bekanntmachung der erneuten öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 
i.V.m. § 4 a Abs. 3 BauGB  

 

 
am 05.06.2014 

 
Erneute öffentliche Auslegung des Entwurfes des Bebauungsplanes mit 
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4 a Abs. 3 BauGB i 

 
vom 13.06.2014 
bis 14.07.2014 

 

Prüfung und Entscheidung über die fristgemäß zum Entwurf gemäß § 3 
Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB im Rahmen des 
Ergänzenden Verfahrens eingegangenen Stellungnahmen 

Erneuter Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 49 „Am Walldorfer Weg“ und 
der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen als Satzung gemäß § 10 Abs. 1 
BauGB und § 5 HGO durch die Stadtverordnetenversammlung 

 

 

 

 

 
am 14.10.2014 

 

Ausfertigung 

Es wird bestätigt, dass der Planinhalt unter Beachtung der vorstehenden Verfahrensschritte mit den 
Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt. 

 
Mörfelden-Walldorf, den 12.11.2014 

 

 

          gez. Becker 
......................................................... 

Heinz-Peter Becker, Bürgermeister 

 
 
Rückwirkendes Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 49 „Am Walldorfer Weg“ und der bauord-
nungsrechtlichen Festsetzungen zum 24.09.2009 durch amtliche Bekanntmachung gemäß § 10 
Abs. 3 i.V.m. § 214 Abs. 4 BauGB am 13.11.2014. 

 
Mörfelden-Walldorf, den 17.11.2014 

 

 

          gez. Becker 
......................................................... 

Heinz-Peter Becker, Bürgermeister 

 

− Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I, S. 1548) 

− Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. vom 23.01.1990 (BGBl. I 1990, S. 132), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I, S. 1548) 

− Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I, S. 58), zuletzt geän-
dert durch Art. 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I, S. 1509) 

− Hessische Bauordnung (HBO) i. d. F. vom 15.01.2011 (GVBl. I, S. 46, 180), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 13.12.2012 (GVBl. I S. 622) 

− Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz –
BNatSchG) i. d. F. vom 29.07.2009 (BGBl. I, S. 2542), zuletzt geändert durch Art. 2 
Abs. 124 des Gesetzes vom 07.08.2013 (BGBl. I, S 3154) 

− Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) 
vom 20.12.2010 (GVBl. I, S. 629), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
27.06.2013 (GVBl. S. 458) 

− Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i. d. F. vom 31.07.2009 (BGBl. I, S. 2585), zuletzt 
geändert durch Art. 2 Abs. 100 des Gesetzes vom 07.08.2013 (BGBl. I, S 3154) 

− Hessisches Wassergesetz (HWG) i. d. F. vom 14.12.2010 (GVBl. I, S. 548), zuletzt 
geändert durch Art. 62 des Gesetzes vom 13.12.2012 (GVBl. I, S. 622) 

− Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) i. d. F. vom 26.09.2002 (BGBl. I 3830), 
Neufassung durch Bek. vom 17.05.2013 (BGBl. I, S. 1274), geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 02.07.2013 (BGBl. I, S. 1943) 

− Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. d. F vom 24.02.2010 
(BGBl. I, S. 94), zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 25.07.2013 (BGBl. I 
S. 2749) 

6. Stellung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Ist innerhalb der überbaubaren Fläche die Stellung der baulichen Anlage festgesetzt, so 
ist diese Festsetzung auch für die Firstrichtung des Daches maßgebend. 

7. Mindestmaß für die Größe von Baugrundstücken (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 

In den mit WA4, WA5 sowie WA6 festgesetzten Bereichen wird als Mindestmaß für die 
Größe von Baugrundstücken bei Einzelhäusern 400 m², bei Doppelhäusern pro Doppel-
haushälfte 220 m² und bei Hausgruppen pro Wohnhaus 160 m² festgesetzt. 

8. Stellplätze und Garagen 

8.1 Stellplätze und Garagen in den mit WA1, WA2 und WA3 festgesetzten Flächen 

Für die mit WA1, WA2 und WA3 festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete wird festge-
setzt: 

- Garagen und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu-
lässig. 

- Tiefgaragen sind auf dem gesamten Baugrundstück unter Einhaltung der GRZ/2 ge-
mäß § 19 Abs. 4 BauNVO zulässig. 

- Stellplätze sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie den als „Flä-
chen für Stellplätze“ festgesetzten Flächen zulässig. 

- Innerhalb der durch Planeinschrieb „St 50%“ bzw. „St 60 %“ gekennzeichneten Flä-
chen für Stellplätze sind Stellplätze auf maximal 50% bzw. 60% dieser Flächen zuläs-
sig.  

Für die mit WA3 festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete wird zusätzlich festgesetzt: 

- Die nach der Stellplatzsatzung erforderlichen Stellplätze für Besucher (10 % der erfor-
derlichen Stellplätze) sowie Stellplätze für Behinderte sind oberirdisch auch außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig; hiervon ausgenommen sind die als 
Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern festgesetzten Flächen „1“, „2a“ 
und „3“. 

8.2 Stellplätze und Garagen in den mit WA4, WA5 sowie WA6 festgesetzten Flächen 

Für die mit WA4, WA5 sowie WA6 festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete wird festge-
setzt: 

- Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie in den als 
„Flächen für Garagen (Ga)“ festgesetzten Flächen zulässig. 

- Carports sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, in den als „Flächen 
für Garagen (Ga)“sowie in den als „Flächen für Carports (Cp)“ festgesetzten Flächen 
zulässig. 

- Stellplätze sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, in den als „Flächen 
für Garagen (Ga)“, in den als „Flächen für Carports (Cp)“ sowie den als „Flächen für 
Stellplätze (St)“ festgesetzten Flächen zulässig. 

- Innerhalb der durch Planeinschrieb „St 50 %“ gekennzeichneten Flächen für Stellplätze 
sind Stellplätze auf maximal 50 % dieser Flächen zulässig.  

- Bei Wohngebäuden mit bis zu zwei Wohnungen ist ein vorgelagerter Stellplatz auf der 
Zufahrt vor Garagen, Carports und Stellplätzen in deren Zufahrtsfläche zulässig und 
nach der Stellplatzsatzung anrechenbar; dieser Stellplatz ist als nicht überdachter 
Stellplatz auch in der Vorgartenzone zulässig. 

8.3 Gemeinschaftsstellplätze 

Gemeinschaftsstellplätze, die bestimmten überbaubaren Grundstücksflächen zugeordnet 
sind, sind mit einem Index-Buchstaben z.B. „a“ gekennzeichnet. 

9. Zulässigkeit von untergeordneten Nebenanlagen (§ 14 Abs. 1 BauNVO) 

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen der als WA4, WA5 sowie WA6 festge-
setzten Flächen sind Nebenanlagen i.S.d. § 14 Abs. 1 BauNVO nur eingeschränkt zuläs-
sig: 

- Zulässig sind Anlagen zur Gartengestaltung und -bewirtschaftung sowie Freiflächen-
gestaltung z.B. Pergolen, Lauben, Geräteschuppen, Gewächshäuser, Pavillons, sowie 
Standplätze für Abfallbehälter.  

- Lauben, Geräteschuppen, Gewächshäuser oder Pavillons sind pro Baugrundstück bis 
zu einer gesamten Grundfläche von 10 m² sowie einem umbauten Raum von 30 m³ 
zulässig. 

- In den Vorgartenzonen sind Nebenanlagen mit Ausnahme von Mülltonnenabstellplät-
zen nicht zulässig. Als Vorgartenzone wird die Fläche zwischen straßenseitiger Bau-
grenze bzw. deren seitlichen Verlängerung und straßenseitiger Grundstücksgrenze an 
den Erschließungsstraßen definiert. 

- In den als WA4 sowie WA6 festgesetzten Flächen sind Lauben, Geräteschuppen, Ge-
wächshäuser oder Pavillons nur innerhalb der als Flächen für Nebenanlagen „N“ fest-
gesetzten Flächen zulässig. 

10. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Fuß- und Radweg 

Die als „Fuß- und Radweg“ festgesetzten Verkehrsflächen stehen den Fußgängern und 
Radfahrern zur Verfügung. Durchfahrten für Ver- und Entsorgungsfahrzeuge sowie Ret-
tungsfahrzeuge sind zulässig. 

11. Führung der Versorgungsanlagen und -leitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Die Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen. 

12. Öffentliche Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr.15 i. V. m. Nr. 14 BauGB) 

12.1 Ortsrandeingrünung 

Die als öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Ortsrandeingrünung“ festge-
setzten Flächen sind wie folgt anzulegen: 

− Die Pflanzfläche ist als flächige Gehölzpflanzung aus Bäumen, Sträuchern und Heis-
tern herzustellen. 

− Die Sträucher und Heister sind in Pflanzgruppen von 3-6 Stück einer Art zusammen zu 
pflanzen.  

− Es sind heimische, standortgerechte Gehölze entsprechend der Artenempfehlung Nr. 
30.1 zu verwenden.  

− Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser sind zulässig. 

12.2 Grünanlage 

Die als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Grünanlage“ festgesetzten Flä-
chen sind wie folgt anzulegen: 

− Pro angefangene 500 m² ist mindestens 1 großkroniger, heimischer Baum entspre-
chend der Artenempfehlung Nr. 30.2 zu pflanzen.  

− Mindestens 50 % der Fläche sind als Kräuterrasen herzustellen. Alternativ zulässig 
sind andere biotopwirksame Strukturen wie Gehölzgruppen, Teiche, Sukzessionsflä-
chen u. Ä.. 

− Innerhalb der Fläche ist die Anlage von Kinderspielplätzen und Fußwegeverbindungen 
in wasserdurchlässiger Bauweise zulässig.  

− Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser sind zulässig. 

13. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i. V. m. Nr. 14 BauGB) 

13.1 Oberflächenbefestigung 

Befestigte, nicht überdachte Flächen der Baugrundstücke sind, so weit wasserwirtschaft-
liche Belange nicht entgegenstehen, wasserdurchlässig herzustellen. Als wasserdurch-
lässige Beläge gelten u.a. wasserdurchlässige Pflastersysteme, Porenpflaster, Pflaster-
beläge mit einem Fugenanteil von mindestens 20 % und Einfachbefestigungen wie z.B. 
Schotterrasen und wassergebundene Wegedecken.  

13.2 Niederschlagswasserversickerung  

Soweit wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen, ist das 
auf den privaten Baugrundstücken anfallende, nicht als Brauchwasser genutzte Nieder-
schlagswasser auf den Grundstücken zu versickern.  
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5. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Überschreitung der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen 
(§ 23 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 3 BauNVO) 

Eine Überschreitung der in der Planfassung zeichnerisch festgesetzten Baugrenzen 
durch verglaste eingeschossige An- und Vorbauten, Wintergärten, Balkone, Loggien, Ter-
rassen und Veranden kann bis zu einer Tiefe von 3,00 m zugelassen werden.  

In den Vorgartenzonen ist von den in Satz 1 genannten baulichen Anlagen ein Mindest-
abstand von 3,00 m zu den straßenseitigen Grundstücksgrenzen einzuhalten.  

Als Vorgartenzone wird die Fläche zwischen straßenseitiger Baugrenze bzw. deren seitli-
chen Verlängerung und straßenseitiger Grundstücksgrenze an den Erschließungsstraßen 
definiert. 

Als Wintergarten wird eine verglaste bauliche Anlage definiert, die in enger räumlicher 
Verbindung mit dem Gebäude steht, der Erweiterung der Nutzfläche z.B. der Wohnfläche 
dient und zum dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmt und geeignet ist.  

Hinweis:  
Wintergärten in der definierten Form sind Aufenthaltsräume und daher bei der Ermittlung 
der Grundfläche und der Geschossfläche anzurechnen. 

8.2 Stellplätze und Garagen in den mit WA4, WA5 sowie WA6 festgesetzten Flächen 

Für die mit WA4, WA5 sowie WA6 festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete wird festge-
setzt: 

- Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie in den als 
„Flächen für Garagen (Ga)“ festgesetzten Flächen zulässig. 

- Carports sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, in den als „Flächen 
für Garagen (Ga)“ sowie in den als „Flächen für Carports (Cp)“ festgesetzten Flächen 
zulässig. 

- Stellplätze sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, in den als „Flächen 
für Garagen (Ga)“, in den als „Flächen für Carports (Cp)“ sowie den als „Flächen für 
Stellplätze (St)“ festgesetzten Flächen zulässig. 

- Innerhalb der durch Planeinschrieb „St 50 %“ gekennzeichneten Flächen für Stellplätze 
sind Stellplätze auf maximal 50 % dieser Flächen zulässig.  

- Bei Wohngebäuden mit bis zu zwei Wohnungen ist ein vorgelagerter Stellplatz auf der 
Zufahrt vor Garagen, Carports und Stellplätzen in deren Zufahrtsfläche zulässig und 
nach der Stellplatzsatzung anrechenbar; dieser Stellplatz ist als nicht überdachter 
Stellplatz auch in der Vorgartenzone zulässig. 

8.3 Gemeinschaftsstellplätze 

Gemeinschaftsstellplätze, die bestimmten überbaubaren Grundstücksflächen zugeordnet 
sind, sind mit einem Index-Buchstaben z.B. „a“ gekennzeichnet. 

9. Zulässigkeit von untergeordneten Nebenanlagen (§ 14 Abs. 1 BauNVO) 

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen der als WA4, WA5 sowie WA6 festge-
setzten Flächen sind Nebenanlagen i.S.d. § 14 Abs. 1 BauNVO nur eingeschränkt zuläs-
sig: 

- Zulässig sind Anlagen zur Gartengestaltung und -bewirtschaftung sowie Freiflächen-
gestaltung z.B. Pergolen, Lauben, Geräteschuppen, Gewächshäuser, Pavillons, sowie 
Standplätze für Abfallbehälter.  

- Lauben, Geräteschuppen, Gewächshäuser oder Pavillons sind pro Baugrundstück bis 
zu einer gesamten Grundfläche von 10 m² sowie einem umbauten Raum von 30 m³ 
zulässig. 

- In den Vorgartenzonen sind Nebenanlagen mit Ausnahme von Mülltonnenabstellplät-
zen nicht zulässig. Als Vorgartenzone wird die Fläche zwischen straßenseitiger Bau-
grenze bzw. deren seitlichen Verlängerung und straßenseitiger Grundstücksgrenze an 
den Erschließungsstraßen definiert. 

- In den als WA4 sowie WA6 festgesetzten Flächen sind Lauben, Geräteschuppen, Ge-
wächshäuser oder Pavillons nur innerhalb der als Flächen für Nebenanlagen „N“ fest-
gesetzten Flächen zulässig. 

10. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Fuß- und Radweg 

Die als „Fuß- und Radweg“ festgesetzten Verkehrsflächen stehen den Fußgängern und 
Radfahrern zur Verfügung. Durchfahrten für Ver- und Entsorgungsfahrzeuge sowie Ret-
tungsfahrzeuge sind zulässig. 

11. Führung der Versorgungsanlagen und -leitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Die Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen. 

Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 ff. BauNVO)

(§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 4 bis Abs. 9 BauNVO)
Allgemeines Wohngebiet 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 ff. BauNVO)
Maß der baulichen Nutzung

(§ 16 Abs. 2  Nr. 3 i.V.m § 20 Abs. 1 BauNVO) 
Zahl der Vollgeschosse, zwingend

(§ 16 Abs. 2  Nr. 3 i.V.m § 20 Abs. 1 BauNVO) 
Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

(Zahl als Beispiel)

(§ 23 Abs. 1 BauNVO)
Überbaubare Grundstücksfläche

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2  BauGB  i.V.m. §§ 22 ff. BauNVO)

Bauweise,  überbaubare Grundstücksfläche,

(§ 23 Abs. 1 und  Abs. 3 BauNVO)
Baugrenze 

Nur Einzelhäuser zulässig

Nur Hausgruppen zulässig

Stellung der baulichen Anlage

Geschlossene Bauweise
(§ 22 Abs. 1 und Abs. 3 BauNVO)

Nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
Verkehrsflächen

Zweckbestimmung:

Straßenverkehrsflächen

Öffentliche Parkfläche

Verkehrsbegleitender Grünstreifen
als Bestandteil der Straßenverkehrsfläche

Fuß- und RadwegF+R

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Landwirtschaftlicher Wirtschaftsweg
LW

Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Öffentliche Grünfläche

Grünanlage

Ortsrandeingrünung

Spielplatz

Anpflanzen von Bäumen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)
und sonstigen Bepflanzungen
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern

Eingrünung Stellplätze

(§ 9  Abs. 7  BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

CarportsCp

Bereich für Carports

Zuordnung der Gemeinschaftsstellplätze

Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen

Gemeinschaftsstellplätze

Zweckbestimmung:

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 22 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen,

GSt

Sonstige Planzeichen

StellplätzeSt

Stellung der baulichen Anlage

Abfall

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14  BauGB)

Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung 
Fläche für Versorgungsanlagen, für die 

sowie für Ablagerungen

hier: Fläche für Depotcontainer

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen
von Bäumen und Sträuchern 

Ortsrandeingrünung

Grünanlage

GaragenGa

Stellplätze auf max. 50% der ausgewiesenenSt 50%
Fläche zulässig (Zahl als Beispiel)

ohne Festsetzungscharakter
Plandarstellungen

Fuß- und Radweg als Bestandteil der Grünfläche
(Empfehlung zur Wegeführung)

Empfohlene  Grundstücksteilung

NebenanlagenN

Abgrenzung unterschiedlicher Zahl der Vollgeschosse

Abgrenzung unterschiedlicher Grünflächen

a: siehe textliche Festsetzung Nr. 13.2

b: siehe textliche Festsetzung Nr. 13.2

Grundstücksbegrünung

Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Bepflanzungen
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung

Erhaltung von Bäumen

Fußgängerbereich / Platz

(Zahl als Beispiel)

14.4 Vorgärten 

Vorgärten sind bis auf zulässige Stellplätze sowie notwendige Zufahrten und Zugänge zu 
begrünen. Pro Baugrundstück ist im Vorgarten mindestens 1 Kleinbaum bzw. 2 Groß-
sträucher entsprechend der Artenempfehlung Nr. 30.3 zu pflanzen, diese sind nach Fest-
setzung 14.3 anzurechnen. 

14.5 Bäume im öffentlichen Raum 

An den im Plan dargestellten Baumstandorten (Standortempfehlungen) sind großkronige  
heimische Laubbäume entsprechend den Artenempfehlungen unter Nr. 30.2 zu pflanzen. 
Die im Plan dargestellten Baumreihen entlang eines Straßen- oder Wegeabschnittes sind 
aus nur einer Art zusammenzusetzen. 

14.6 Dachbegrünung 

Garagen (außer Carports) und weitere nicht als Dachterrasse genutzte Dächer mit Dach-
neigungen unter 15° sind mit einer extensiven Dachbegrünung zu versehen. 

14.7 Kletterpflanzen 

Die Außenseiten (Wände oder Pfosten) der Carports und Garagen sind mit Kletter-
pflanzen zu beranken. Empfohlen wird auch die Pflanzung von Kletterpflanzen an Haus-
wänden.  

15. Erhaltung von Bäumen und Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) 

Die vorhandenen Bäume sind zu erhalten und vor Beschädigung zu schützen. Bei Ab-
gängigkeit sind an geeigneter Stelle in demselben Umfang Ersatzpflanzungen vorzuneh-
men. Abgegangene Bäume sind entsprechend durch standortgerechte Arten zu ersetzen. 

Die auf den Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen vorhandenen Bäume und Sträucher sind zu erhalten und in die als Ortsrandein-
grünung „1“ festgesetzten Bereiche zu integrieren. 

16. Mindestanforderungen an Baum-, Strauch- und sonstige Anpflanzungen sowie Un-
terhaltungspflege 

Für alle nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB zu pflanzenden Bäume und Sträucher werden fol-
gende Mindestanforderungen festgesetzt: 

Bäume:  Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm 
Obstbäume: Stammumfang 8-10 cm 
Heister: 3 x verpflanzt, Größe 200-250 cm 
Sträucher: 2 x verpflanzt, Größe 60-100 cm. 

Alle Anpflanzungen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der Gebäude bzw. Er-
schließungsstraßen auszuführen. Sie sind dauerhaft zu erhalten. Abgängige Gehölze 
sind spätestens nach einem Jahr nachzupflanzen. 

17. Nutzung erneuerbarer Energien (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB) 

Bei der Errichtung von Gebäuden sind bauliche Maßnahmen für den Einsatz erneuerba-
rer Energien insbesondere Solarenergie zu treffen. 

Weiterhin sind die Vorgaben der jeweils gültigen Energieeinsparverordnung (EnEV) und 
des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) einzuhalten. 

Dies kann erreicht werden durch eine Erhöhung des Anteils erneuerbarer Wärmeenergie, 
in dem der Wärmebedarf z.B. durch solarthermische Anlagen, feste und/oder flüssige Bi-
omasse (z.B. Pelletheizung oder Bioöl im Brennwertkessel), Umweltwärme (Wärmepum-
pe) oder durch Biogas in Kraft-Wärme-Kopplung gedeckt wird. 

18. Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zur Vermeidung oder Minderung 
von schädlichen Umwelteinwirkungen i.S.d. Bundesimmissionsschutzgesetzes 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Für die überbaubaren Grundstücksflächen im Geltungsbereich gilt in allen Geschossen 
folgendes: 

Bei Neu-, Um und Erweiterungsbauten sind auf Grund der durch den Schienenverkehr 
hervorgerufenen Lärmimmissionen für Räume, die dem nicht nur vorübergehenden Auf-
enthalt von Personen dienen, bauliche Vorkehrungen zur Lärmminderung zu treffen. 

Zum Schutz von Aufenthaltsräumen gegen Außenlärm ist nachzuweisen, dass die Anfor-
derungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile gemäß Ziffer 5, Tabelle 8 und 9 
der DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau – Anforderungen und Nachweise, Ausgabe 
1989) erfüllt werden. In Abweichung zur DIN 4109 ist bei der Bestimmung des „maßgebli-
chen Außenlärmpegels“ der Beurteilungspegel für die Nacht heranzuziehen. Darüber hin-
aus ist zur Gewährleistung der Nachtruhe das so ermittelte erforderliche Schalldämm-
Maß um 10 dB zu erhöhen.  

− Die Pflanzfläche ist als flächige Gehölzpflanzung aus Bäumen, Sträuchern und Heis-
tern herzustellen. Es sind heimische, standortgerechte Gehölze entsprechend der Ar-
tenempfehlung Nr. 30.1 zu verwenden.  

− Die Sträucher und Heister sind in Pflanzgruppen von 3-6 Stück einer Art zusammen zu 
pflanzen.  

− Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen sind nicht zulässig. 

14.2 Grünanlage „2 a und 2 b“ 

Die als Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
mit der Zweckbestimmung „Grünanlage“ festgesetzten Flächen sind wie folgt anzulegen: 

− Pro angefangene 500 m² ist mindestens 1 großkroniger, heimischer Baum entspre-
chend der Artenempfehlung Nr. 30.2 pflanzen.  

− Mindestens 50 % der Fläche sind als Kräuterrasen herzustellen. Alternativ zulässig 
sind andere biotopwirksame Strukturen wie Gehölzgruppen, Teiche, Sukzessionsflä-
chen u. Ä.. 

− Innerhalb der Fläche ist die Anlage von Kinderspielplätzen und Fußwegeverbindungen 
in wasserdurchlässiger Bauweise zulässig.  

− Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen sind nicht zulässig. 

− Innerhalb der mit dem Index „2 a“ gekennzeichneten Flächen sind Überfahrten für Ver-
und Entsorgungsfahrzeuge sowie für Rettungsfahrzeuge zulässig. 

− Innerhalb der mit dem Index „2 b“ gekennzeichneten Flächen sind Überfahrten für Ret-
tungsfahrzeuge zulässig. 

14.3 Grundstücksbegrünung „3“ und Grundstücksbepflanzung  

Innerhalb der als „Grundstücksbegrünung“ festgesetzten Flächen sind keine Zufahrten zu 
Tiefgaragen zulässig. 

Die nicht überbauten oder als Stellplätze oder Zufahrten genutzten Flächen der Bau-
grundstücke sind zu begrünen. 

Pro angefangener 300 m² Grundstücksfläche ist entsprechend der Artenempfehlung Nr. 
30.3 mindestens 1 schmalkroniger Baum oder 1 halbstämmiger Obstbaum zu pflanzen. 
Anstelle von zwei schmalkronigen Bäumen bzw. halbstämmigen Obstbäumen kann ein 
Obstbaum als Hochstamm gepflanzt werden. Vorhandene Bäume sind hierbei anzurech-
nen. 

Soweit wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegenstehen, ist das Niederschlagswasser 
der Verkehrsflächen, mit Ausnahme der Buswendestelle, in Flächen für die Rückhaltung 
und Versickerung von Niederschlagswasser innerhalb der öffentlichen Grünflächen zu 
versickern. 

14. Anpflanzen und Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

14.1 Ortsrandeingrünung „1“ 

Die als Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
mit der Zweckbestimmung „Ortsrandeingrünung“ festgesetzten Flächen sind wie folgt an-
zulegen: 

Weiterhin sind für schutzwürdige Räume, nach Anmerkung 1 in Abschnitt 4.1 der DIN 4109, 
deren Fassaden mit Verkehrslärmimmissionen von mehr als 70 dB(A) am Tag oder von 
mehr als 60 dB(A) in der Nacht beaufschlagt sind, schallgedämmte Lüftungseinrichtungen
vorzusehen; für alle anderen Raumnutzungen, die durch die o.g. Lärmimmissionen belastet 
sind, werden schallgedämmte Lüftungen empfohlen. 

Die für die Dimensionierung der Schalldämmung der Außenbauteile zu Grunde zu legenden 
Lärmpegelbereiche wurden anhand der resultierenden Außenlärmpegel in der Nacht für die 
durch den Schienenverkehrslärm belasteten Fassaden ermittelt. Die für die Dimensionie-
rung zu Grunde zu legenden Lärmpegelbereiche sind als Minimal- und Maximalanforderung 
übersichtlich in der Abbildung „Lärmpegelbereiche in Anlehnung an die DIN 4109“ als Hin-
weis dargestellt (siehe III – Hinweise und Empfehlungen - Nr. 21).  

Hiervon kann abgewichen werden, wenn im Zuge der Baugenehmigung nachgewiesen 
wird, dass sich aufgrund tatsächlicher Baustrukturen vor den Fenstern von schutzbedürfti-
gen Aufenthaltsräumen andere Lärmpegelbereiche als in den Hinweisen angegeben erge-
ben. 

Die DIN 4109 kann beim Stadtplanungsamt der Stadt Mörfelden-Walldorf eingesehen wer-
den. Sie wird zusammen mit dem Bebauungsplan und seiner Begründung und der zusam-
menfassenden Erklärung gemäß § 10 Abs. 3 S. 2 BauGB zu jedermanns Einsicht bereitge-
halten. 

 
19. Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen, soweit sie zur Herstellung des Stra-

ßenkörpers erforderlich sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

Zulässigkeit auf privaten Grundstücksflächen 

Zur Herstellung des Straßenkörpers sind Aufschüttungen und Abgrabungen auf den priva-
ten Grundstücksflächen zulässig bzw. zu dulden. 

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 Abs. 4 BauGB und § 81 HBO

20. Festsetzungen zur Gestaltung (§ 81 Abs. 1 HBO) 

20.1 Dachformen und -neigungen (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 

Zulässig sind Satteldächer und Pultdächer. 

Satteldächer sind mit einer Dachneigung von mindestens 25° und höchstens 45° zulässig. 
Pultdächer sind mit einer Dachneigung von mindestens 5° und maximal 15° zulässig. 

Als Ausnahmen sind auch flach geneigte Dächer unter 5° zulässig, wenn sie extensiv be-
grünt werden. 

Bei Doppelhäusern und Hausgruppen sind Satteldächer mit einer Dachneigung von zwin-
gend 35° vorgeschrieben. Hiervon sind als Ausnahmen auch abweichende Dachneigungen 
sowie Pultdächer zulässig, wenn eine einheitliche Dachform mit einheitlicher Dachneigung 
gemäß den o.g. Festsetzungen errichtet wird; die Sicherung durch Baulast kann hierbei 
gefordert werden. 

20.2 Dachaufbauten und -einschnitte (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 

Die Summe der Länge der Dachaufbauten und -einschnitte darf max. 50 % der Länge der 
darunter liegenden Außenwand an der Traufseite des Gebäudes betragen.  

Zwischen Dachaufbauten bzw. Dacheinschnitten und dem Ortgang muss ein Abstand von 
mindestens 1,00 m eingehalten werden. Der höchste Punkt einer Gaube muss mindestens 
0,50 m (vertikal gemessen) unter der Firstlinie liegen. 
Dachgauben sind gegenüber der darunter liegenden Außenwand um mindestens 0,50 m 
zurückzusetzen. 

 
20.3 Dacheindeckungen (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 

Die Errichtung von Anlagen zur Solarenergiegewinnung sowie Dachbegrünungen sind bei 
allen Dächern zulässig. 

21.1 Lärmpegelbereiche - Maximalanforderungen 

Lärmpegelbereiche bei vorhandener Riegelbebauung im WA1 als Schallschutz
ohne Berücksichtigung einer im übrigen Plangebiet möglichen Gebäudestruktur 

 

21.2 Lärmpegelbereiche - Minimalanforderungen 

Lärmpegelbereiche bei vorhandener Riegelbebauung im WA1 als Schallschutz 
unter Berücksichtigung einer im übrigen Plangebiet möglichen Gebäudestruktur 

 

20.4 Einfriedungen (§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 

An den Grundstücksgrenzen zu den Nachbargrundstücken sind nur offene Einfriedungen 
bis zu einer Höhe von 1,20 m zulässig. Einfriedungen der Vorgärten sind bis zu einer Höhe 
von 1,50 m zulässig. 
Bezugshöhe für die Höhenfestsetzungen zu den Einfriedungen ist die Geländeoberfläche. 

In den privaten Grünflächen sind die Einfriedungen in die Eingrünung zu integrieren. 

20.5 Sichtschutzanlagen (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 und 5 HBO i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Mülltonnenabstellplätze sind mit Sichtschutzanlagen bis max. 1,80 m Höhe zu versehen. 
Diese sind mit vorgepflanzten heimischen Laubgehölzen oder Kletterpflanzen entspre-
chend der Artenempfehlung dauerhaft zu begrünen. 

20.6 Gestaltung von Grundstücksfreiflächen (§ 81 Abs. 1 Nr. 5 HBO) 

Aufschüttungen  

Geländemodellierungen und Geländeaufschüttungen sind bis maximal 0,50 m, bezogen auf 
die Oberkante der Erschließungsstraße (nach Fertigstellung) in der Mitte der Außenwand, 
die der Erschließungsstraße am nächsten liegt, zulässig. Geländeaufschüttungen sind hier 
als weich ausgezogene Böschungen zu gestalten. 

20.7 Fassadengliederungen 

In den mit WA1 festgesetzten Bereichen sind die Fassaden in Abschnitte von maximal 20 m 
Länge durch vertikale Gestaltungselemente zu gliedern. Als vertikale Gestaltungselemente 
kommen in Frage: Vor- und Rücksprünge in der Gebäudeflucht, Wechsel zwischen Loch-
fassaden und verglasten Fassadenteilen, Balkon- oder Loggienelementen, Material- und/o-
der Farbwechsel oder ähnliches. 

III. Hinweise und Empfehlungen 

21. Lärmpegelbereiche in Anlehnung an die DIN 4109 

Aufgrund der durch den Schienenverkehr hervorgerufenen Lärmimmissionen werden im 
Plangebiet die Orientierungswerte der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) überschrit-
ten. 

Zum Schutz von Aufenthaltsräumen gegen Außenlärm ist nachzuweisen, dass die Anfor-
derungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile gemäß Ziffer 5, Tabelle 8 und 9 
der DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau – Anforderungen und Nachweise, Ausgabe 1989) 
erfüllt werden (siehe hierzu Festsetzung Nr. 18). 

Die für die Dimensionierung der Schalldämmung der Außenbauteile zu Grunde zu legenden 
Lärmpegelbereiche wurden für das Plangebiet nach DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau –
Anforderungen und Nachweise, Ausgabe 1989) ermittelt und sind in den nachfolgenden 
Abbildungen als Minimal- und Maximalanforderung dargestellt. (Schalltechnische Untersu-
chung zum Bebauungsplan, Fritz GmbH Beratende Ingenieure VBI, Einhausen, 
30.04.2014).  

Die DIN-Normen können beim Stadtplanungsamt der Stadt Mörfelden-Walldorf eingesehen 
werden. Sie werden zusammen mit dem Bebauungsplan und seiner Begründung und der 
Zusammenfassenden Erklärung gemäß § 10 Abs. 3 S. 2 BauGB zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. 

 
22. Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Ein-

wirkungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Natur-
gewalten (hier: Grundwasser) erforderlich sind. 

Das Plangebiet liegt im Einflussbereich des Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessi-
sches Ried. Im Rahmen dieser wasserwirtschaftlichen Planung ist mit großflächigen Grund-
wasseraufspiegelungen zu rechnen, die bei einer künftigen Bebauung zu berücksichtigen 
sind. Im Einzelnen sind die Vorgaben des „Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessisches 
Ried“ (Staatsanzeiger für das Land Hessen 21/1999, S. 1659 und 31/2006, S. 1704) zu 
beachten. 

Auf Grund der schwankenden Grundwasserstände, wird weiterhin darauf hingewiesen, 
dass im Plangebiet mit Nutzungseinschränkungen oder zusätzlichen Aufwendungen (z.B. 
bauliche Vorkehrungen gegen Vernässungen) zu rechnen ist.  
Die zusätzlichen Aufwendungen sind entschädigungslos hinzunehmen. Wer in ein bereits 
vernässtes oder vernässungsgefährdetes Gebiet hineinbaut und keine Schutzvorkehrun-
gen gegen Vernässungen trifft, kann bei auftretenden Vernässungen keine Entschädigung 
verlangen. 

Die für die Bemessung der einzelnen Gründungs- und Bauhilfsmaßnahmen erforderlichen 
Bemessungskennwerte sowie detaillierte Angaben zur Gründung der geplanten Gebäude 
und zur Bauausführung sind im Einzelfall ggf. noch in gesonderten Gründungsgutachten zu 
erarbeiten. 

23. Regenwasserrückhaltung  

Es wird empfohlen, das auf den Dachflächen anfallende Niederschlagswasser in Regen-
wasserrückhalteanlagen zu sammeln. Die Entnahme von Brauchwasser (z.B. für Garten-
bewässerung) wird empfohlen. 

Die Anlagen sind mit Notüberläufen herzustellen, die an eine Versickerungsanlage auf den
Grundstücken oder mit einem Anschluss an die öffentliche Regenwasserableitung anzu-
schließen sind. 

Die Einleitemenge muss begrenzt werden, wenn vollständige Versickerung nicht möglich 
ist. 

24. Bodendenkmäler (§ 9 Abs. 6 BauGB) 

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies dem Landesamt für 
Denkmalpflege, Archäologische Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde 
unverzüglich anzuzeigen. 

25. Leitungsschutzmaßnahmen 

Tiefwurzelnde Bäume müssen lt. DIN 18920 und den technischen Richtlinien GW 125 ei-
nen Mindestabstand von 2,5 m zu Versorgungsleitungen aufweisen. Wird dieser Abstand 
unterschritten, so sind die Kabel gegen Wurzeleinwirkungen zu sichern oder die Standor-
te der Bäume entsprechend zu verschieben. 
Pflanzmaßnahmen im Nahbereich zu Versorgungsleitungen sind mit dem Versorgungs-
träger abzustimmen. 

26. Altlasten 

Altlasten sind im Plangebiet nicht bekannt. Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in 
den Boden erfordern, ist auf sensorische Auffälligkeiten zu achten. Werden diese festge-
stellt, ist umgehend das Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt Darmstadt 
(Dezernat IV/Da 41.5) zu informieren. 

27. Schallemissionen der Bahnlinie 

Unmittelbar an das Plangebiet grenzt die Bahnstrecke Frankfurt-Mannheim.
Durch den Bahnbetrieb werden zeitweise Schallimmissionen hervorgerufen, die zu Über-
schreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ führen. 
In diesem Zusammenhang sind die Ausführungen der Schalltechnischen Untersuchung 
zum Bauleitplanverfahren (Fritz GmbH, Schalltechnische Untersuchung, 30.04.2014) zu 
beachten. Das Gutachten kann bei der Stadt Mörfelden-Walldorf  eingesehen werden. 

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Arbeiten zur Erhaltung der Bahnanlagen der Eisen-
bahnstrecke entstehenden Immissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Erschütte-
rungen, Abgase, Funkenflug usw.). In unmittelbarer Nähe von elektrifizierten Bahnstre-
cken ist mit der Beeinflussung von Monitoren, medizinischen Untersuchungsgeräten und 
anderen auf magnetische Felder empfindlich reagierenden Geräten zu rechnen.  

Entschädigungsansprüche oder Ansprüche auf Schutzmaßnahmen können gegen die 
Deutsche Bahn AG nicht geltend gemacht werden, da die Bahnstrecke planfestgestellt 
ist. Es obliegt den Anliegern, für Schutzmaßnahmen zu sorgen. 

28. Bauschutzbereich des Flughafens Frankfurt/Main gemäß § 12 LuftVG 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des bestehenden Bauschutzbereiches gemäß 
§ 12 LuftVG, und zwar nach § 12 Abs. 3 Ziffer 1b LuftVG außerhalb der Anflugsektoren in 
einem Umkreis von 4 bis 6 Kilometern Halbmesser um den Flughafenbezugspunkt 2 
(FBP 2 = 100,00 m üNN). Demnach ist für die Errichtung von Bauwerken die Zustimmung 
der Luftfahrtbehörde erforderlich, wenn die Bauwerke eine Höhe überschreiten, die durch 
die Verbindungslinie zwischen 45 Meter Höhe über FBP 2 in 4 Kilometern Entfernung 
vom FBP 2 und 100 m Höhe über FBP in 6 Kilometern Entfernung vom FBP 2 repräsen-
tiert wird. 

29. Nisthilfen 

Es wird empfohlen, bei Neubauten an Gebäuden Nisthilfen für Fledermäuse und Vögel 
vorzusehen. 

30. Artenempfehlungen 

30.1 Ortsrandeingrünung 

Bäume 
Acer campestre Feldahorn 
Carpinus betulus Hainbuche 
Malus sylvestris Holzapfel 
Prunus avium Vogelkirsche 
Pyrus communis Wildbirne 
Quercus petraea Trauben-Eiche 
Quercus robur Stiel-Eiche 
Sorbus domestica Speierling 
Sorbus aucuparia Eberesche 

Sträucher 
Berberis vulgaris* Sauerdorn 
Cornus mas Kornelkirsche 
Cornus sanguinea Roter Hartriegel 
Corylus avellana Waldhaselnuß 
Crateagus laevigata Zweigriffliger Weißdorn 
Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 
Euonymus europaeus* Gewöhnliches Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare Liguster 
Lonicera xylosteum* Gemeine Heckenkirsche 
Prunus spinosa Schlehe 
Rhamnus catharticus* Kreuzdorn 
Salix spec. Weiden 
Sambucus nigra Schwarzer Holunder 
Viburnum lantana Wolliger Schneeball 

30.2 Großkronige Bäume für Straßen, Grünzug, Parkplätze 

Acer platanoides  Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus  Bergahorn 
Aesculus hippocastanum  Rosskastanie  
Fraxinus excelsior   Esche 
Juglans regia  Walnuss 
Quercus petrea  Traubeneiche 
Quercus robur  Stieleiche 
Tilia cordata   Winterlinde 

30.3 Grundstücksbegrünung 

Kleinkronige Bäume 
Acer campestre „Elsrrijk“  Kegel-Feldahorn 
Acer platanoides „Columnare“ Säulen-Spitzahorn 
Carpinus betulus „Fastigiata“ Säulenhainbuche 
Crataegus monogyna „Stricta“ Säulen-Weißdorn 
Crataegus laevigata „Paul‘s Scarlet“ Rot-Dorn 
Crataegus lavallei „Carrierrei“ Baum-Weißdorn  
Malus „Charlotte“, „Striped beauty“ 
oder “Wintergold”  Zierapfel 
Prunus cerasifera „nigra“  Blutpflaume 
Pyrus calleryana „Chanticleer“ Birne 
Sorbus aucuparia „Fastigiata“ Säuleneberesche 
Ulmus hollandica „Lobel“  Schmalkronige Stadtulme 

Sträucher  
Amelanchier ovalis  Gemeine Felsenbirne 
Berberis vulgaris  Gewöhnliche Berberitze 
Clematis vitalba  Waldrebe 
Cornus mas  Kornelkirsche 
Cornus sanguinea *  Roter Hartriegel 
Corylus avellana  Haselnuss 
Crataegus monogyna  Eingriffliger Weißdorn 
Ligustrum vulgare*  Liguster 
Mesplus germanica  Echte Mispel  
Rosa canina  Hundsrose 
Rosa glauca  Hechtrose 
Salix purpurea.  Purpur-Weiden 
Salix repens  Sand-Weide 
Sambucus nigra*  Schwarzer Holunder 

30.4 Begrünung von Fassaden 

Aristolochia macrophylla Pfeifenwinde 
Clematis in Sorten Waldrebe 
Hedera helix Efeu 
Humulus lupulus Hopfen 
Hydrangea petiolaris Kletterhortensie 
Lonicera spec. Geißblatt 
Parthenocissus quinquefolia Wilder Wein 
Parthenocissus tricuspidata Wilder Wein 
Polygonum auberti Schling-Knöterich 
Rosa in Sorten. Kletterrosen 
Wisteria sinensis Blauregen 

Die mit * gekennzeichneten Arten sind giftig und können gesundheitliche Beeinträchti-
gungen verursachen; ihr Einsatz ist im Umfeld von Kinderspielplätzen im Zweifelsfall ab-
zuwägen. 

31. Klima- und umweltschonende Stadtentwicklung 

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes soll eine klima- und umweltschonende 
Stadtentwicklung realisiert und mit den Energie- und Wasservorräten schonend umge-
gangen werden. Der Magistrat wird zu diesem Zweck in den Kaufverträgen mit Grund-
stückserwerbern, die von der Stadt Mörfelden-Walldorf oder deren Beauftragte Grundstü-
cke erwerben, Regelungen aufnehmen in denen sich die Grundstückserwerber zum Ein-
bau von Solaranlagen und Zisternen für Regenwasser und zur Regenwassernutzung ver-
pflichten. Dieser Vertrag regelt auch den Anspruch auf eine kostenlose Beratung zur 
Verwendung der Solarenergie und des Regenwassers. 

32. Artenschutz- und Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Plangeltungsbereiches und 
Monitoring 

Die innerhalb des Plangeltungsbereiches festgesetzten Maßnahmen zur Minderung und 
zum Ausgleich von Eingriffen werden um Maßnahmen außerhalb des Plangeltungsberei-
ches ergänzt. Einzelheiten hierzu sind der Begründung zum Bebauungsplan Kapitel 19.3 
zu entnehmen. Die Maßnahmen werden durch vertragliche Vereinbarungen zwischen der 
Stadt Mörfelden-Walldorf und dem Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau gemäß § 1a 
BauGB umgesetzt. 

Von den im Vertrag vereinbarten 14 Kompensationsmaßnahmen dienen vier Maßnahmen 
der Kompensation für den zu erwartenden Brutplatzverlust eines Steinkauzpaares. 

Gemäß § 3 des Vertrages, ist durch mindestens je 3x jährliche Begehungen zu geeigneten 
Zeitpunkten in den ersten drei Jahren nach Umsetzung der artenschutzrechtlichen Kom-
pensationsmaßnahmen die Bestandssituation des Steinkauzes im Kompensationsraum 
fachgutachterlich festzustellen und zu bewerten. Die Ergebnisse sind jeweils zum Jahres-
ende der Unteren Naturschutzbehörde vorzulegen. Erforderliche Nachbesserungen der ar-
tenschutzrechtlichen Kompensationsmaßnahmen, die sich auf der Grundlage des Monito-
rings ergeben, sind in Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde umzusetzen. 
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